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A. Zielsetzung 

1. Die Sparförderung für die Grundwehrdienstleistenden soll 
der Entwicklung auf dem allgemeinen Sparsektor angepaßt 
sowie gerechter und einfacher gestaltet werden. 

2. Angleichung der Unterhaltssicherungsleistungen für die 
grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffiziere an die allge- 
meine Einkommensentwicklung. 


B. Lösung 

1. Einführung einer für alle Grundwehrdienstleistenden glei- 
chen Sparpauschale von monatlich 50 DM. 

Als Begleitmaßnahme wird in den Prämiengesetzen be- 
stimmt, daß die den Arbeitnehmern eingeräumten Ver- 
günstigungen künftig auch während des Grundwehrdienstes 
fortbestehen. 

2. Anhebung der Leistungssätze um ca. 30 v. H. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Einzelplan 14; 43,1 Millionen DM 

Einzelplan 06: 0,3 Millionen DM 

Einzelplan 11: 6,4 Millionen DM 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (II/3) — 372 35 — Un 3/74 Bonn, den 16. Juli 1974 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 410. Sitzung am 12. Juli 1974 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
und prämienrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 661, 1079), zuletzt geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „7" durch die 
Zahl „8" ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Ersatz für 

a) Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 
Vertreter, die an Stelle des Wehr- 
pflichtigen in seinem Gewerbebetrieb, 
Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft 
oder im freien Beruf tätig werden, 

b) Miete der Berufsstätte, 

c) sonstige unabwendbare Aufwendun- 
gen zur Sicherung der Fortführung 
des Gewerbebetriebes oder des Be- 
triebes der Land- oder Forstwirtschaft 
oder des freien Berufes, 

d) Beiträge zu einer freiwilligen Höher- 
versicherung in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in Höhe des Betrages, 
der in den letzten zwölf Monaten vor 
Beginn des Wehrdienstes durchschnitt- 
lich entrichtet worden ist, 

e) Beiträge, die ein Wehrpflichtiger zu 
einer betrieblichen, überbetrieblichen 
Alters- oder Hinterbliebenenversor- 
gung oder zu einer Zusatzversorgung 
des öffentlichen Dienstes leistet, wenn 
der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, 
diese Beiträge nach § 5 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes weiterzuentrich- 
ten, 

f) Aufwendungen zur Erfüllung von Ver- 
trägen, die im Versicherungsfalle den 
Versicherungsnehmer vor Vermögens- 
nachteilen schützen, mit Ausnahme 
aller mit dem Halten und Führen von 


Kraftfahrzeugen zusammenhängender 
Verträge, 

g) Aufwendungen zur Erfüllung von Ver- 
pflichtungen aus dem Bau oder Kauf 
von Eigenheimen oder eigengenutzten 
Eigentumswohnungen, 

wenn diese Aufwendungen aus dem Ein- 
kommen des Wehrpflichtigen oder den 
Erträgen des Gewerbebetriebes, des Be- 
triebes der Land- oder Forstwirtschaft 
oder des freien Berufes nachweislich nicht 
gedeckt werden können;". 

c) Nach Absatz 2 Nr. 7 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 
eingefügt: 

„8. zur Erfüllung von Lebensversicherungs-, 
Bauspar- und sonstigen prämien- oder 
steuerbegünstigten Kapitalansammlungs- 
verträgen insgesamt bis zu 50 Deutsche 
Mark monatlich; der Betrag ist von der 
Unterhaltssicherungsbehörde an den Ver- 
tragspartner des Wehrpflichtigen zu 
überweisen." 

d) In Absatz 3 werden die Worte „Buchstabe d" 
durch die Worte „Buchstaben d bis g" ersetzt. 

e) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 
Nr. 6 -Buchstaben d bis g dürfen zusammen 
höchstens 8 vom Hundert der Bemessungs- 
grundlage (§ 10) betragen. 

(5) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 
Nr. 6 Buchstaben e bis g werden nur gewährt, 
wenn die den Aufwendungen zugrunde lie- 
genden Verträge bei Beginn des Wehrdien- 
stes mindestens zwölf Monate bestehen und 
den Wehrpflichtigen für diesen Zeitraum zu 
Aufwendungen in einer Höhe verpflichten, 
die mindestens dem geltend gemachten Betrag 
entspricht." 

2. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wehrpflichtige, bei denen die Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 2 vorliegen, erhalten zur 
Unterhaltssicherung einen Betrag von monatlich 
1 350 Deutsche Mark. Sind unterhaltsberechtigte 
Familienangehörige nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 
vorhanden, erhöht sich dieser Betrag für die Ehe- 
frau um 350 Deutsche Mark und für jeden wei- 
teren Familienangehörigen um 120 Deutsche 
Mark." 
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3. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Aufwendungen im Sinne von § 7 Abs. 2 
Nr. 2, 3 und 6 Buchstaben d bis f sowie Nr. 8 
sind insoweit nicht als Sonderausgaben nach § 10 
des Einkommensteuergesetzes abzugsfähig, als 
für sie Sonderleistungen nach § 7 gewährt wer- 
den." 


Artikel 2 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. August 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1538) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Beiträge auf Grund von Sparverträgen 
mit laufenden Sparraten, die mit einem 
Kreditinstitut abgeschlossen worden sind 
und bei denen die Sparbeiträge aus- 
schließlich vermögenswirksame Leistim- 
gen im Sinne des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes oder von der Unterhalts- 
sicherungsbehörde an das Kreditinstitut 
überwiesene Leistungen nach dem Unter- 
haltsicherungsgesetz darstellen. Die ver- 
mögenswirksamen Leistungen und die 
Leistungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz dürfen insgesamt den nach 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
geförderten Betrag nicht übersteigen 
(Sparverträge über vermögenswirksame 
Leistungen),". 

b) Nummer 6 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) die Aufwendungen vermögenswirksamer 
Leistungen im Sinne des § 3 des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes, die über den 
geschuldeten Arbeitslohn hinaus erbracht 
werden, oder von der Unterhaltssiche- 
rungsbehörde an den Arbeitgeber über- 
wiesene Leistungen nach dem Unterhalts- 
sicherungsgesetz darstellen und die Auf- 
wendungen insgesamt den nach dem Drit- 
ten Vermögensbildungsgesetz geförder- 
ten Betrag nicht übersteigen,". 


2. § 2 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„ (6) Prämien für Sparbeiträge, die vermögens- 
wirksame Leistungen, für die der Prämiensparer 
eine Arbeitnehmersparzulage nach § 12 Abs. 1 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes erhält, 
oder von der Unterhaltssicherungsbehörde an 
das Kreditinstitut — im Falle des § 1 Abs. 2 
Nr. 6 an den Arbeitgeber — überwiesene Lei- 
stungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
darstellen, werden auf den Höchstbetrag (Ab- 
satz 2) nicht angerechnet, soweit die vermögens- 
wirksamen Leistungen und die Leistungen nach 


dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz geförderten 
Betrag insgesamt nicht übersteigen. § 1 Abs. 4 
Nr. 3 Buchstabe a ist in diesem Fall nicht anzu- 
wenden." 


3. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals für das Kalender- 
jahr 1974 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des § 1 Abs, 2 Nr. 3 
und 4 Buchstabe c sind auch anzuwenden auf 
Sparbeiträge, die auf Grund von vor dem 1. Ja- 
nuar 1970 abgeschlossenen Sparverträgen mit 
festgelegten Sparraten geleistet werden, wenn 
die Sparbeiträge ausschließlich vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne des Zweiten oder Drit- 
ten Vermögensbildungsgesetzes darstellen und 
die nach diesen Gesetzen geförderten Beträge 
nicht übersteigen. 

(3) Die Vorschriften des § 2 Abs. 3 und 4 sind 
für Sparbeiträge, die auf Grund von vor dem 
1. Januar 1969 abgeschlossenen Verträgen nach 
dem 31. Dezember 1968 geleistet werden, mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß bei der Ermittlung 
des zu versteuernden Einkommensbetrages an 
die Stelle des Kalenderjahres, das demjenigen 
vorangeht, in dem der Vertrag abgeschlossen 
worden ist, das Kalenderjahr 1968 tritt. 

(4) Die Vorschrift des § 6 Abs. 1 Nr. 1 ist 
letztmals für das Kalenderjahr 1969 anzuwen- 
den." 

Artikel 3 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677), geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögens bildung der Arbeitnehmer vom 
27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 925), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Prämien für Aufwendungen, die vermö- 
genswirksame Leistungen, für die der Prämien- 
berechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach 
§ 12 Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgeset- 
zes erhält, oder von der Unterhaltssicherungs- 
behörde an das Unternehmen oder Institut über- 
wiesene Leistungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz darstellen, werden auf den Höchst- 
betrag (Absatz 2) nicht angerechnet, soweit die 
vermögenswirksamen Leistungen und die Lei- 
stungen nach dem Unterhaltsicherungsgesetz den 
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nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz ge- 
förderten Betrag insgesamt nicht übersteigen. 
§ 2 Abs. 4 Nr. 1 ist in diesem Fall nicht anzuwen- 
den." 


2. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung des Gesetzes ist, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts ande- 
res bestimmt ist, erstmals für das Kalenderjahr 
1974 anzu wenden. 

(2) § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 ist erstmals auf 
Beiträge an Bausparkassen anzuwenden, die auf 
Grund von nach dem 8. März 1960 abgeschlosse- 
nen Verträgen geleistet werden. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Satz 3 ist bei 
vor dem 1. Januar 1961 abgeschlossenen Bau- 
sparverträgen nicht anzuwenden. Bei nach dem 
31. Dezember 1960 und vor dem 9. Dezember 
1966 abgeschlossenen Bausparverträgen ist sie 
mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
an die Stelle der Frist von sieben Jahren die 
Frist von sechs Jahren tritt; das gleiche gilt bei 
nach dem 8. Dezember 1966 und vor dem 1. Ja- 
nuar 1967 abgeschlossenen Bausparverträgen für 
vor dem 1. Januar 1967 geleistete Beiträge. 

(4) Die Vorschriften des § 3 Abs. 3 und 4 sind 
für Aufwendungen, die auf Grund von vor dem 
1. Januar 1969 abgeschlossenen Verträgen gelei- 
stet werden, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom- 


mensbetrages an die Stelle des Kalenderjahres, 
das demjenigen vorangeht, in dem der Vertrag 
abgeschlossen worden ist, das Kalenderjahr 1968 
tritt." 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Artikel 2 und 3 gelten nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Neufassung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, das Unterhaltssicherungsgesetz in der nun- 
mehr geltenden Fassung mit neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Für Anspruchsberechtigte, die vor dem In- 
krafttreten Ansprüche nach den bisherigen Vorschrif- 
ten des Unterhaltssicherungsgesetzes erworben ha- 
ben, bleiben diese Vorschriften maßgebend, wenn 
sie günstiger sind. 


5 



Drucksache 7/2397 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 


L Allgemeines 

Mit dem Entwurf soll in erster Linie die Sparförde- 
rung der Wehrpflichtigen neu geregelt werden. 
Künftig können alle Grundwehrdienstleistenden eine 
Sparabfindung erhalten (Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c). Ferner wird sichergestellt, daß die in den 
Prämiengesetzen den Arbeitnehmern eingeräumten 
Vergünstigungen während des Wehrdienstes erhal- 
ten bleiben (Artikel 2 und 3). 

Durch den Gesetzentwurf werden außerdem die 
Unterhaltssicherungsleistungen für die grundwehr- 
dienstleistenden Sanitätsoffiziere angehoben (Arti- 
kel 1 Nr. 2). 


IL Einzelbegründung 


Artikel 1 

Nummer 1 

Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung 
Buchstabe b 

§ 7 Abs. 2 Nr. 6 ist zur besseren Lesbarkeit und 
Zitierfähigkeit neugefaßt worden. Die nicht mehr 
besonders genannten Wohnbauspar-, Heimstätten- 
und Siedlungsverträge sind in der neuen Vorschrift 
des § 7 Abs. 2 Nr. 8 unter dem Begriff des prämien- 
oder steuerbegünstigten Kapitalansammlungsver- 
trags erfaßt. In den Fällen des § 7 Abs. 2 Nr. 6 
Buchstaben d und e wird der bisherige Text klarer 
gefaßt, Buchstabe g wird der bisherigen Rechtspra- 
xis angepaßt. 

Buchstabe c 

Zweck dieser Vorschrift ist es, die Sparförderung 
zu vereinheitlichen und allen Grundwehrdienstlei- 
stenden zugänglich zu machen. Durch die Einführung 
einer allgemeinen, vom Einkommen des einzelnen 
unabhängigen Betragsgrenze (50 DM) und den Ver- 
zicht auf die bisherige Zwölfmonatsklausel wird 
eine Sparabfindung geschaffen, die allen Grund- 
wehrdienstleistenden gleichermaßen zugute kom- 
men kann (Sparpauschale). 

Das derzeitige, 1957 konzipierte Recht wird der Ent- 
wicklung auf dem Sparsektor, insbesondere seit dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz nicht mehr ge- 
recht. 


Die meisten Wehrpflichtigen haben heute bereits 
bei der Einberufung zum Grundwehrdienst Spar- 
oder Lebensversicherungsverträge und bedienen sich 
dabei in zunehmendem Maße neuer Vertragsarten, 
für die eine Förderung nach dem geltenden Unter- 
haltssicherungsrecht nicht möglich ist. Dies gilt vor 
allem für eine der häufigsten Geldanlagen, den so- 
genannten Sparvertrag über vermögenswirksame 
Leistungen. Die Sparförderung während des Wehr- 
dienstes hängt z. Z. vom Zufall ab, welchen Spar- 
vertrag der Wehrpflichtige gewählt hat. 

Nach der derzeitigen Rechtslage sind auch diejeni- 
gen Wehrpflichtigen benachteiligt, die vor dem 
Grundwehrdienst wenig oder gar nicht sparen konn- 
ten, weil sie z. B. noch in der Ausbildung waren 
oder ihre Einkünfte in erster Linie zur Gründung 
eines eigenen Haushalts oder zu Unterhaltsleistun- 
gen an Familienangehörige benötigten. Andererseits 
ist es nicht auszuschließen, daß unverhältnismäßig 
hohe Beiträge für Sparverträge erstattet werden 
müssen, die zwar auf den Namen des Wehrpflichti- 
gen lauten, aber wirtschaftlich anderen Personen zu- 
gute kommen. Die Neuregelung vermeidet diese so- 
zialen Härten bzw. Unbilligkeiten. 

Die neue Sparabfindung ist auch verwaltungsmäßig 
einfacher. Gegenwärtig müssen die Unterhaltssiche- 
rungsbehörden in jedem Einzelfall zo differenziert 
ermitteln (z. B. das Nettojahreseinkommen der 
Wehrpflichtigen vor dem Grundwehrdienst feststel- 
len), daß der Verwaltungsaufwand vielfach in kei- 
nem vertretbaren Verhältnis mehr zur gewährten 
Leistung steht. Künftig haben die Unterhaltssiche- 
rungsbehörden nur noch zu beachten, daß die Ver- 
träge, für die die Pauschale gewährt werden soll, 
Prämien- oder steuerbegünstigt sind. 

Der Betrag von 50 Deutsche Mark entspricht den 
durchschnittlichen Sparraten, die die meisten Wehr- 
pflichtigen vor dem Grundwehrdienst erbringen. 

Buchstabe d 

Redaktionelle Änderung 
Buchstabe e 

Die eingefügten Absätze 4 und 5 sind eine Folge 
der Änderung des bisherigen § 7 Abs. 2 Nr. 6 Buch- 
stabe d. In Absatz 4 wird wegen der neuen Vor- 
schrift des § 7 Abs. 2 Nr. 8 die bisherige Erstat- 
tungsgrenze (15 vom Hundert) auf 8 vom Hundert 
gesenkt. Hinsichtlich der Zwölf-Monats-Klausel wird 
in Absatz 5 ferner klargestellt, daß auch die Zah- 
lungsverpflichtung bestehen muß. 

Nummer 2 

Die Leistungen für die grundwehrdienstleistenden 
Sanitätsoffiziere, die nach dem Einkommen bemes- 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSachS 7/2397 


sen sind, das ein angestellter Arzt im allgemeinen 
im ersten Berufsjahr erzielt, werden der Einkom- 
mensentwicklung entsprechend angehoben. 

Gleichzeitig wird sidiergestellt, daß der Erhöhimgs- 
betrag von 350 Deutsche Mark dem Wehrpflichtigen 
nur für seine Ehefrau gewährt wird. Außerdem wer- 
den die unterhaltsberechtigte geschiedene Ehefrau 
und nichteheliche Kinder in den Kreis der begün- 
stigten weiteren Familienangehörigen einbezogen. 

Nummer 3 

Redaktionelle Änderung 


Artikel 2 und 3 

Damit sollen die besonderen prämienrechtlichen An- 
sprüche des Arbeitnehmers (z. B. Erhöhung des all- 
gemeinen Prämienhöchstbetrages um die vermö- 
genswirksamen Leistungen) während des Grund- 
wehrdienstes gewahrt bleiben. Im übrigen wurden 
inzwischen überholte Schlußvorschriften berichtigt. 


Artikel 5 

Das Unterhaltssicherungsgesetz ist seit der letzten 
Neufassung im Jahre 1961 wiederholt geändert wor- 
den. 

Es ist daher angezeigt, den Bundesminister der Ver- 
teidigung zu ermächtigen, den Wortlaut des Geset- 
zes neu bekanntzumachen. 


Artikel 6 

Mit Absatz 2 dieser Vorschrift soll der Besitzstand 
gewahrt werden. 


IIL Haushaltsmäßige Auswirkungen 


Davon ausgehend, daß die Novelle am 1. Januar 
1975 in Kraft tritt, ist für das Jahr 1975 mit folgen- 
den Mehrkosten zu rechnen: 



Einzel- 
plan 14 

Einzel- 
plan 06 

Einzel- 
plan 11 

Gesamt 



in Millionen DM 


Artikel 1 

Nr. 1 (Pauschale) 

26,1 

0,2 

6,0 

32,3 

Nr. 2 (SanOffiziere) . . . 

6,0 

— 

— 

6,0 

Artikel 2 und 3 
(Prämien) 

— 

— 

— 

— 

Artikel 6 

(Besitzstand) 

11,0 

0,1 

0,4 

11,5 

insgesamt . . . 

43,1 

0,3 

6,4 

49,8 


Die Mehrkosten für den Einzelplan 11 sind im Ent- 
wurf des Haushaltsplans veranschlagt. Für die Ein- 
zelpläne 14 und 06 können sie im Rahmen der Pla- 
fonds aufgefangen werden. 

Auf Grund von Artikel 2 und 3 (Prämien) fallen 
Mehrkosten für die zusätzlichen Ausgaben bei Ar- 
tikel 1 Nr. 1 und Artikel 6 (43,8 Millionen DM 
an. Sie werden auf insgesamt 8,3 Millionen DM 
(Artikel 2: 3,7 Millionen DM, Artikel 3: 4,6 Millio- 
nen DM) geschätzt und verteilen sich wegen der 
unterschiedlichen Fälligkeitstermine der Prämien- 
ansprüche auf die Haushaltsjahre 1976 ff. Der Prä- 
mienmehraufwand kann im Rahmen der mittelfristi- 
gen Finanzplanung aufgefangen werden. 

Mit Mehrkosten bei Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 6 
ist ab 1976 nicht mehr zu rechnen, da auf Grund der 
bisherigen Rechtslage eine Ausgabensteigerung zu 
erwarten war, die die Kosten der Pauschale erreicht. 
Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung ist 
dieser Ausgabenentwicklung bereits Rechnung ge- 
tragen. 
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